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Manchmal müssen Bürger*innen für Politiker*innen denken, denn wir haben im Land eine hohe intellektuelle Leistungsdichte. Es hilft ja nichts, immer nur zu jammern, wie es die Opposition und die Mehrheit der Bevölkerung tun. Man muss den durchaus überforderten Politiker*innen aber auch vorwerfen, dass sie ihre Lösungen zu wenig ‚erklären‘, wie es Herr Habeck immer wieder getan hat – das hat gutgetan. Es geschieht auch in mancher Talk-Show (längst nicht in allen).

Wir bilden uns nicht ein alles zu wissen, wir wollen aber dazu ermutigen, über Lösungen nachzudenken … über Bücher, Podcasts usw. Wir wünschen uns eine Denkinitiative Deutschlands, die unsere Probleme betreffen, dann müssen wir uns auch das unsägliche ‚Deutsche sind zu bequem‘ nicht mehr anhören!

Johannes Simang und Johannes Straubing
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Vorwort

Über den Umgang mit Problemen und die Last unvorbereiteter Entscheidungen

Gesetzgebung ist im Idealzustand ein Prozess der Durchdringung: Probleme werden analysiert, Alternativen geprüft, Wirkungen abgeschätzt und Entscheidungen darauf aufgebaut. In der Realität moderner Parlamente verschiebt sich dieser Anspruch zunehmend in Richtung Verdichtung – nicht der Erkenntnis, sondern der Zeit.

Das vorliegende Verfahren steht exemplarisch für diese Entwicklung. Die Struktur der Vorbereitung: Dem Parlament werden drei Tage vor der ersten Lesung rund 600 Seiten Material vorgelegt. Auf den ersten Blick wirkt das wie Transparenz und Informationsfülle. Entscheidend ist jedoch die Art der Information.

Das Material besteht überwiegend aus: Problem- und Lagebeschreibungen - erwartbaren Forderungskatalogen verschiedener Akteure - systematischen Auflistungen bestehender Spannungen – Projektionen möglicher Entwicklungen

Konkrete Lösungsvorschläge oder ausgearbeitete Alternativen fehlen weitgehend. Damit verschiebt sich die Rolle des Parlaments bereits vor der Debatte: Es wird nicht nur in die Lage versetzt, Optionen zu wählen, sondern gezwungen, sie selbst zu entwickeln – unter Zeitdruck.

Die Verschiebung der Entscheidungslogik:

Diese Vorbereitung verändert die Funktion des Parlaments. Statt: vorbereiteter Alternativen mit klaren Konsequenzen entsteht: ein Raum von Erwartungen ohne strukturierte Entscheidungsarchitektur – Informationen werden nicht in Entscheidungslogiken übersetzt. Das Parlament erhält keine Landkarte fertiger Wege, sondern eine dichte Beschreibung des Geländes ohne markierte Pfade.

Zeit als struktureller Faktor: Der Zeitraum von drei Tagen zwischen Materialbereitstellung und erster Lesung ist systemisch relevant.

Er erzeugt: hohe Informationsdichte - geringe Analysezeit - parallelen öffentlichen und politischen Erwartungsdruck

Politische Arbeit verschiebt sich dadurch zwangsläufig von struktureller Bewertung hin zu kurzfristiger Positionierung.

Die Konsequenz: Entscheidungsdruck ohne Entscheidungsraum. Das zentrale Problem ist nicht die Menge der Informationen, sondern die fehlende Übersetzung in Handlungsoptionen.

Wenn Material vor allem Probleme beschreibt, aber keine ausgereiften Lösungsarchitekturen enthält, entsteht eine asymmetrische Situation: umfangreiche Analyse - unterdefinierte Entscheidung - enger Zeitrahmen. Das Ergebnis ist Entscheidungsdruck, der aus Unvollständigkeit entsteht.

Der stille Wandel parlamentarischer Funktion: Diese Praxis wirft eine grundlegende Frage auf: Ist das Parlament noch primär ein Ort der Entscheidung – oder zunehmend ein Ort der nachträglichen Strukturierung bereits vorgezeichneter Problemfelder?

Wenn Vorarbeit vor allem Probleme sammelt, nicht aber Lösungen entwickelt, verschiebt sich Verantwortung in die Debatte selbst.

Dies ist keine Kritik an umfassender Analyse. Komplexe Systeme brauchen detaillierte Lagebilder, um handlungsfähig zu bleiben.

Es ist jedoch ein Hinweis auf eine Spannung: Je vollständiger die Problembeschreibung, desto größer die Verantwortung, sie in Entscheidungsräume zu überführen, die nicht allein durch Zeitdruck geprägt sind.

Dem Parlament wird kein Mangel an Information vorgelegt, sondern ein Überschuss an ungerichteter Information.

Die Herausforderung liegt daher nicht im Verstehen der Lage, sondern in der Fähigkeit, daraus tragfähige Entscheidungen zu formen, bevor der Zeitrahmen diese Aufgabe selbst verengt. Natürlich bedarf es dabei der Absprache mit allen Sozialpartnern, die die jetzige Regierung meist vermissen lässt.

Anders gesagt: Nicht die Komplexität der Probleme ist neu – sondern die Geschwindigkeit, mit der aus Beschreibung Entscheidung werden muss.

Johannes Simang




Einleitung


Reformstau und Fragmentierung

Das strukturelle Problem der Bundesrepublik

Die politische Lage in Deutschland ist von einem paradoxen Spannungsverhältnis geprägt: Während die Herausforderungen komplexer, globaler und dringlicher werden, verengt sich zugleich der Handlungsspielraum der demokratischen Parteien in der Politik. Das Problem liegt dabei weniger im Mangel an Wissen über die Krisen selbst, sondern vielmehr in der Art und Weise, wie politische Entscheidungsprozesse organisiert sind – und zunehmend blockiert werden.

Im Zentrum steht eine strukturelle Fragmentierung des Parteiensystems. Die politische Mitte, historisch getragen von mehreren großen Volksparteien, ist geschrumpft und ideologisch auseinandergedriftet. Koalitionen werden dadurch nicht nur schwieriger, sondern auch konfliktreicher. Bereits in den Sondierungsgesprächen treten fundamentale Differenzen zutage – etwa in der Finanzpolitik, der Sozialpolitik oder bei Fragen der Migration und des Klimaschutzes. Diese Konflikte bleiben nicht intern, sondern werden öffentlich ausgetragen. Das schwächt Vertrauen und erzeugt den Eindruck politischer Handlungsunfähigkeit.

Gleichzeitig wächst der Druck durch populistische Kräfte wie die Alternative für Deutschland, die von dieser Wahrnehmung profitieren. Während demokratische Parteien um Kompromisse ringen, inszeniert sich die Opposition als klare, wenn auch oft vereinfachende Alternative. Der politische Wettbewerb verschiebt sich dadurch: Nicht die beste Lösung gewinnt an Zustimmung, sondern die scheinbar entschiedenste Haltung.

Das Resultat ist ein Reformstau. Politische Maßnahmen werden häufig so weit abgeschwächt, dass sie zwar konsensfähig sind, aber ihre Wirksamkeit verlieren. Aus umfassenden Reformprojekten entstehen „Reförmchen“ – symbolische Anpassungen ohne strukturelle Durchschlagskraft. Dies betrifft nahezu alle zentralen Politikfelder:


	In der Wirtschaftspolitik bleibt die Regulierung globaler Konzerne unzureichend, während Steuervermeidung und Marktkonzentration weiter zunehmen.

	Im Sozialstaat geraten Sicherungssysteme unter Druck, etwa durch demografischen Wandel und wachsende Ungleichheit.

	Der Wohnungsmarkt zeigt deutliche Dysfunktionen, insbesondere durch steigende Mieten in Ballungsräumen.

	In der Klimapolitik werden notwendige Transformationen hinausgezögert, da kurzfristige wirtschaftliche Interessen dominieren.

	Die Migration wird primär als innenpolitisches Problem verhandelt, ohne die internationalen Ursachenketten ausreichend zu adressieren.

	Gleichzeitig entstehen neue Bedrohungen durch Cyberkriminalität und globale Finanznetzwerke, denen staatliche Strukturen oft hinterherlaufen.


Ein zentrales Problem ist dabei die fehlende strategische Vorbereitung. Anstatt langfristige, evidenzbasierte Konzepte zu entwickeln, reagieren politische Akteure häufig situativ und unter öffentlichem Druck. Das Parlament wird so zum Ort nachgelagerter Grundsatzdebatten, statt zum Raum für strukturierte Problemlösung. Ideologische Differenzen, die in stabileren Zeiten produktiv sein können, wirken unter den aktuellen Bedingungen lähmend.

Diese Dynamik wird zusätzlich durch institutionelle und kommunikative Faktoren verstärkt. Die Mediatisierung der Politik begünstigt kurzfristige Konflikte und Zuspitzungen, während komplexe Lösungsansätze schwer vermittelbar sind. Gleichzeitig erschweren föderale Strukturen und vielfältige Vetospieler schnelle Entscheidungen – ein Vorteil in Zeiten der Stabilität, aber ein Nachteil in Phasen hoher Transformationsdynamik.

Das eigentliche Problem der Bundesrepublik ist somit kein Mangel an Ressourcen oder Wissen, sondern ein Defizit an politischer Kohärenz und Handlungsfähigkeit. Die bestehenden Institutionen sind auf Ausgleich und Stabilität ausgelegt, nicht auf schnelle und tiefgreifende Transformation. Doch genau diese wäre angesichts der aktuellen Herausforderungen notwendig.

Die Konsequenz ist eine schleichende Erosion politischer Wirksamkeit. Wenn Probleme erkannt, aber nicht gelöst werden, entsteht ein Vakuum – und dieses wird von Kräften gefüllt, die einfache Antworten versprechen. Die Gefahr liegt daher nicht nur in einzelnen politischen Akteuren, sondern im System selbst, das zunehmend Schwierigkeiten hat, seine eigenen Ansprüche zu erfüllen.

Eine nachhaltige Lösung erfordert daher mehr als programmatische Anpassungen. Sie verlangt eine Reform der politischen Prozesse selbst: mehr strategische Vorausschau, klarere Prioritätensetzung und neue Formen der Kooperation jenseits kurzfristiger Koalitionslogik. Ohne eine solche Neujustierung droht die Bundesrepublik in einem Zustand permanenter Halbherzigkeit zu verharren – mit wachsenden Risiken für Demokratie, Wohlstand und gesellschaftlichen Zusammenhalt.




Problemlösungsschema:


Um ein Sammelsurium an Einzelmaßnahmen zu vermeiden, an dem die demokratischen Systeme der BRD gescheitert waren, gab es ein einheitliches Arbeitsschema, das auf jedes Problem angewendet werden kann. So sollte der Zerfall des Parlaments in thematische Lager vermieden werden – das Grundproblem der alten Ordnung.

Das Grundschema für die parlamentarische Vorarbeit des Parlaments – modular, wiederholbar und auf alle Themen anwendbar.




Problemlösungs-Grundschema zur Bearbeitung deutscher Systemprobleme

Vorschlag für ein parlamentarisches Verfahren zur strukturierten Problemlösung in Deutschland

Der zentrale Fehler der bisherigen politischen Praxis liegt nicht nur im Inhalt der Debatten, sondern in ihrer Form: Probleme werden normativ bewertet, bevor sie systemisch verstanden sind. Dadurch entstehen ideologische Blockaden, die bereits im Vorfeld von Reformen zu Verwässerung führen. Um einen tragfähigen Lösungsansatz überhaupt diskutierbar zu machen, muss das Verfahren selbst neu organisiert werden.

Der folgende Vorschlag beschreibt kein einzelnes politisches Programm, sondern ein standardisiertes Entscheidungsverfahren, das im Parlament verankert wird und auf acht Phasen basiert.

1. Einbringung: Verpflichtende Systemdefinition (Phase 1)

Jeder Gesetzesvorschlag wird künftig nicht mehr primär als normative Maßnahme eingebracht, sondern als Systemanalyse-Dokument.

Dieses Dokument muss enthalten:


	die Systemfunktion des adressierten Problems

	die strukturellen Nutznießer

	die kurz- und langfristigen Wirkungen

	eine klare Aufschlüsselung der beteiligten Akteursebenen


Wichtig: Bewertungen, Schuldzuweisungen oder moralische Argumentationen sind in dieser Phase unzulässig.

Parlamentarischer Effekt: Die Debatte verschiebt sich von „Wer hat recht?“ zu „Wie funktioniert das Problem?“

2. Ausschussphase: Analyse der Wirkmechanismen (Phase 2)

Ein interdisziplinärer Sonderausschuss analysiert:


	Finanzströme

	Abhängigkeiten

	Informationsflüsse

	Machtkonzentrationen


Hier werden externe Expertise, Datenanalysen und ggf. internationale Vergleiche verpflichtend einbezogen.

Zentrale Leitfrage: Welche Mechanismen sorgen dafür, dass sich das Problem selbst stabilisiert?

Parlamentarischer Effekt: Reduktion ideologischer Streitpunkte durch faktenbasierte Mechanikbeschreibung.

3. Strukturdebatte: Definition der Eingriffspunkte (Phase 3)

Im Plenum werden keine Maßnahmen diskutiert, sondern ausschließlich Eingriffsebenen:


	Zugang (z. B. Märkte, Kapital, Technologie)

	Legitimität (politisch, wirtschaftlich, öffentlich)

	Infrastruktur (physisch, digital, institutionell)


Regel: Ein Vorschlag darf erst dann weitergehen, wenn mindestens zwei dieser drei Ebenen klar identifiziert sind.

Parlamentarischer Effekt: Vermeidung von Symbolpolitik und Fokus auf systemrelevante Hebel.

4. Instrumentenprüfung (Phase 4)

Alle vorgeschlagenen Maßnahmen müssen vier zwingende Kriterien erfüllen:


	Messbarkeit

	Überprüfbarkeit

	Automatisierbarkeit

	Transparenz


Instrumente, die diese Kriterien nicht erfüllen, werden automatisch ausgeschlossen.

Typische zugelassene Instrumente:


	verpflichtende Offenlegungssysteme

	Zugangsbeschränkungen

	ökonomische Sanktionen

	strukturelle Eingriffe (z. B. Entflechtung von Marktakteuren)


Parlamentarischer Effekt: Eliminierung von „Reförmchen“ und politischer Symbolik.

5. Verabschiedung mit Eskalationslogik (Phase 5)

Jede Maßnahme wird nur zusammen mit einer fest definierten Eskalationsstruktur verabschiedet:

1. Beobachtung

2. Einschränkung

3. Systemausschluss

Diese Stufen sind:


	gesetzlich fixiert

	öffentlich einsehbar

	nicht im Einzelfall verhandelbar


Parlamentarischer Effekt: Politik wird berechenbar und verliert ihren ad-hoc-Charakter.

6. Integration statt Dauerbestrafung (Phase 6)

Für betroffene Akteure (Staaten, Unternehmen etc.) werden klare Rückkehrpfade definiert:


	konkrete Reformanforderungen

	Zeitachsen

	messbare Fortschrittsindikatoren


Parlamentarischer Effekt: Vermeidung von Blockaden durch dauerhafte Ausgrenzung.

7. Kontinentale Umsetzung (Phase 7)

Die Umsetzung erfolgt nicht ausschließlich national, sondern in Abstimmung mit übergeordneten Strukturen wie der Europäische Union.

Kontinentale Ebenen übernehmen:


	regionale Anpassung

	wirtschaftliche Koordination

	Monitoring


Parlamentarischer Effekt: Reduktion nationaler Überforderung bei globalen Problemen.

8. Abstimmungsmechanismus (Phase 8)

Das Parlament entscheidet in zwei Modi:


	Strukturelle Maßnahmen: Zweidrittelmehrheit

	Stabilisierende Anpassungen: einfache Mehrheit


Zusätzlich:


	Trennung von Analyse und Abstimmung

	keine kurzfristigen Änderungsanträge im finalen Beschluss


Parlamentarischer Effekt: Stärkung langfristiger Entscheidungen gegenüber taktischem Verhalten.

Gesamtwirkung des Verfahrens

Dieses Modell verändert nicht primär die politischen Inhalte, sondern die Architektur der Entscheidungsfindung:


	Ideologische Konflikte werden zeitlich nach hinten verschoben

	Komplexität wird vor der Bewertung strukturiert

	Maßnahmen müssen funktional statt symbolisch sein

	politische Kommunikation wird nachvollziehbarer


Damit entsteht erstmals die Möglichkeit, dass große Probleme – von Marktstruktur über Migration bis Klimawandel – überhaupt in einer Form diskutiert werden, die ihrer Komplexität entspricht.

Der entscheidende Punkt: Dieses Verfahren entzieht politischen Akteuren nicht die Macht, sondern zwingt sie, sie systematisch auszuüben.

Funktionsweise dieses Systems

Das vorgeschlagene Verfahren zur parlamentarischen Problemlösung stellt keinen weiteren politischen Reformplan dar, sondern greift tiefer: Es verändert die Logik, nach der Politik überhaupt Probleme erkennt, beschreibt und bearbeitet. Im Zentrum steht die Annahme, dass viele politische Fehlentscheidungen nicht primär aus mangelndem Wissen oder fehlendem Willen entstehen, sondern aus einer falschen Reihenfolge: Bewertung kommt vor Verständnis. Genau diese Reihenfolge wird hier systematisch umgedreht.

Der erste Schritt zwingt politische Akteure dazu, ein Problem als System zu beschreiben, bevor sie es beurteilen. Statt sofort Position zu beziehen, müssen sie offenlegen, wie das jeweilige Problem funktioniert: Wer profitiert davon? Welche Mechanismen stabilisieren es? Welche Akteure sind beteiligt? Diese Phase wirkt wie ein intellektueller Filter. Sie entzieht vorschnellen moralischen Urteilen den Boden und verschiebt den politischen Diskurs von einer konfrontativen zu einer analytischen Ebene. Politik beginnt damit nicht mehr bei Meinungen, sondern bei Strukturen.

Darauf aufbauend folgt die vertiefte Analyse in einer Ausschussphase, die gezielt auf die inneren Mechaniken des Problems abzielt. Hier wird sichtbar gemacht, was im politischen Alltag oft verborgen bleibt: Geldflüsse, Abhängigkeiten, Informationsasymmetrien und Machtkonzentrationen. Entscheidend ist dabei nicht nur die Datensammlung, sondern die Leitfrage: Warum bleibt das Problem stabil? Diese Perspektive verändert den Blick grundlegend. Probleme erscheinen nicht mehr als isolierte Missstände, sondern als sich selbst erhaltende Systeme.

Erst wenn dieses Verständnis vorliegt, verschiebt sich die Debatte in die nächste Phase: die Identifikation von Eingriffspunkten. Bemerkenswert ist, dass hier noch immer keine konkreten Maßnahmen diskutiert werden. Stattdessen geht es um Hebel – also um die Frage, wo ein System überhaupt beeinflusst werden kann. Zugang, Legitimität und Infrastruktur bilden dabei die zentralen Kategorien. Diese Abstraktion verhindert Symbolpolitik, weil sie den Fokus von sichtbaren Symptomen auf strukturelle Ansatzpunkte lenkt.

Die eigentliche politische Gestaltung beginnt erst in der Instrumentenprüfung. Doch auch hier setzt das Verfahren klare Grenzen. Maßnahmen müssen messbar, überprüfbar, automatisierbar und transparent sein. Diese Kriterien wirken wie ein technischer Standard für Politik. Sie schließen bewusst jene Maßnahmen aus, die zwar kommunikativ wirksam, aber praktisch folgenlos sind. Politik verliert dadurch einen Teil ihrer rhetorischen Flexibilität, gewinnt aber an funktionaler Präzision.

Ein besonders innovativer Aspekt liegt in der Verknüpfung jeder Maßnahme mit einer festen Eskalationslogik. Anstatt situativ zu reagieren, wird von Anfang an definiert, was passiert, wenn ein Problem fortbesteht oder sich verschärft. Beobachtung, Einschränkung und im Extremfall Ausschluss sind keine politischen Ad-hoc-Entscheidungen mehr, sondern vorab festgelegte Reaktionsstufen. Das macht politisches Handeln berechenbarer und reduziert taktische Verzögerungen.

Gleichzeitig vermeidet das System die Gefahr dauerhafter Ausgrenzung, indem es klare Rückkehrpfade definiert. Betroffene Akteure erhalten die Möglichkeit, durch nachvollziehbare Reformschritte wieder integriert zu werden. Damit wird Politik nicht nur restriktiv, sondern auch prozessual gedacht. Sanktionen sind nicht mehr Endpunkte, sondern Teil eines gesteuerten Veränderungsprozesses.

Ein weiterer zentraler Baustein ist die Verlagerung der Umsetzung auf eine übernationale Ebene, wo dies sinnvoll ist. Indem kontinentale Strukturen eingebunden werden, wird anerkannt, dass viele Probleme nicht innerhalb nationaler Grenzen lösbar sind. Gleichzeitig wird die Last der Umsetzung verteilt, was die Handlungsfähigkeit einzelner Staaten stärkt, anstatt sie zu überfordern. Vor allem würde eine Partei wie die Grünen nicht überrascht werden, wenn Parteigenossen mit rechten Parteien zusammen das EU-Mercosur-Handelsabkommen verhindern, was das Vertrauen in die Grünen sehr erschütterte – oder die SPD jüngst in der EU die Verfolgung der Kinderpornographie erschwert, denn Meta und Google durften bisher anlasslos Chats nach gefährlichen Inhalten durchsuchen. Eine Übergangslösung – die nun ausläuft. Ohne eine bessere Lösung ist das fahrlässig und schadet auch der SPD in Deutschland.

Abschließend verändert das Abstimmungssystem selbst die politische Dynamik. Die Trennung zwischen strukturellen Entscheidungen und kurzfristigen Anpassungen sorgt dafür, dass grundlegende Eingriffe breiter legitimiert sein müssen, während operative Feinsteuerung flexibler bleibt. Die zusätzliche Trennung von Analyse und Abstimmung verhindert, dass kurzfristige politische Interessen die zuvor erarbeitete Systemlogik verzerren.

In seiner Gesamtheit verschiebt dieses Verfahren den Charakter von Politik. Es ersetzt spontane, oft symbolische Reaktionen durch einen strukturierten Prozess, der Verständnis vor Handlung stellt. Ideologische Konflikte verschwinden dadurch nicht, aber sie treten später auf – zu einem Zeitpunkt, an dem die zugrunde liegenden Systeme bereits offengelegt sind. Das erhöht die Qualität der Auseinandersetzung.

Der eigentliche Wandel liegt somit weniger in den Ergebnissen als im Weg dorthin. Politik wird gezwungen, sich an der Funktionsweise von Problemen zu orientieren, statt an ihrer kurzfristigen Deutbarkeit. Dadurch entsteht die Möglichkeit, komplexe Herausforderungen nicht nur zu adressieren, sondern tatsächlich zu durchdringen – und erst auf dieser Grundlage wirksam zu gestalten.




Kap.1

Nationalismus / AFD

Anwendung des 8-Phasen-Modells auf Nationalismus und den Umgang mit der Alternative für Deutschland in Deutschland:

Phase 1 – Systemdefinition

1. Systemfunktion des Problems: Nationalismus erfüllt in modernen Gesellschaften mehrere Funktionen:


	Komplexitätsreduktion: Globale Krisen werden in einfache „Wir vs. die“-Narrative übersetzt

	Legitimationsersatz: Wenn staatliche Leistungsfähigkeit angezweifelt wird, tritt kulturelle Identität als Ersatz für politische Legitimität

	Mobilisierung: Hohe emotionale Anschlussfähigkeit ermöglicht schnelle politische Aktivierung


Strukturelle Nutznießer:


	politische Akteure mit Oppositionsstrategie (insbesondere die Alternative für Deutschland)

	Medienlogiken, die Konflikt und Polarisierung verstärken

	Teile der Wirtschaft, die von Deregulierung oder sozialer Fragmentierung profitieren


2. Stabilisierende vs. destabilisierende Wirkung

Kurzfristig stabilisierend:


	politische Mobilisierung bisher unterrepräsentierter Gruppen

	klare narrative Orientierung in Krisenzeiten


Langfristig destabilisierend:


	Erosion institutioneller Legitimität

	Polarisierung und Entscheidungsblockaden

	Rückzug aus internationaler Kooperation


3. Akteursebenen


	Staaten: nationale Regierungen, EU-Strukturen

	Unternehmen: Plattformökonomien, Medienkonzerne

	Nichtstaatliche Akteure: NGOs, Bewegungen, zivilgesellschaftliche Gruppen

	Schattenstrukturen: informelle Netzwerke, alternative Medienräume, teils transnationale Einflussstrukturen


Ergebnis: Nationalismus ist kein „Fehlverhalten“, sondern ein funktionales Reaktionsmuster auf wahrgenommene Kontrollverluste.

Phase 2 – Wirkmechanismen

Was hält das System am Leben?


	Finanzströme: Aufmerksamkeit wird monetarisiert (Plattformökonomie), Polarisierung erhöht Reichweite

	Abhängigkeiten: Wählerbindung entsteht durch Identität statt durch überprüfbare Politikleistung

	Informationsflüsse: algorithmische Verstärkung emotionaler Inhalte; parallele Öffentlichkeiten mit geringer Durchlässigkeit

	Machtkonzentrationen: wenige Plattformen kontrollieren Sichtbarkeit und Diskursdynamik


Kernmechanismus: Nationalismus reproduziert sich durch ein Zusammenspiel aus emotionaler Mobilisierung und digital verstärkter Sichtbarkeit.

Phase 3 – Eingriffspunkte

1. Zugang


	Zugang zu Reichweite (Plattformen, Medien)

	Zugang zu Finanzierung (Spenden, indirekte Unterstützung)


2. Legitimität


	politische Anschlussfähigkeit

	öffentliche Wahrnehmung als „normale“ Alternative


3. Infrastruktur


	digitale Plattformen


	institutionelle Schnittstellen (Parlament, Ausschüsse, Finanzierungssysteme)


Ergebnis: Die effektivsten Hebel liegen nicht im Verbot, sondern in der Struktur von Zugang und Legitimität.

Phase 4 – Instrumentendesign

Nur Maßnahmen, die messbar, überprüfbar, automatisierbar und transparent sind.

Zugelassene Instrumente:

1. Verpflichtende Offenlegungssysteme


	vollständige Transparenz über Finanzströme politischer Akteure

	Echtzeitberichte über Großspenden und indirekte Unterstützungsnetzwerke


2. Algorithmische Rechenschaftspflicht


	Plattformen müssen offenlegen, wie politische Inhalte verstärkt werden

	messbare Kriterien für Reichweitenverteilung


3. Zugangskonditionen für politische Finanzierung


	staatliche Parteienfinanzierung wird an überprüfbare demokratische Mindeststandards gekoppelt


4. Strukturelle Trennung von Medien- und Parteinetzwerken


	Offenlegung und ggf. Entflechtung bei verdeckten Einflussstrukturen


Ausgeschlossen:


	rein symbolische Abgrenzungsbeschlüsse

	unscharfe Begriffe ohne messbare Kriterien


Phase 5 – Eskalationslogik

Stufe 1: Beobachtung


	kontinuierliches Monitoring von Finanzströmen, Reichweiten, Netzwerkstrukturen


Stufe 2: Einschränkung


	reduzierte Finanzierung bei Verstößen gegen Transparenzregeln


	algorithmische Drosselung nicht offengelegter politischer Kampagnen


Stufe 3: Systemausschluss


	Ausschluss von staatlicher Finanzierung

	Einschränkung institutioneller Privilegien


Wichtig: Diese Stufen gelten regelbasiert – nicht politisch verhandelbar im Einzelfall.

Phase 6 – Integrationspfade

Auch für die Alternative für Deutschland gilt:


	klare Anforderungen an Transparenz und institutionelle Standards

	definierte Zeitachsen zur Anpassung

	messbare Kriterien für Wiederintegration


Ziel: Konfliktbearbeitung ohne dauerhafte systemische Ausgrenzung.

Phase 7 – Kontinentale Umsetzung

Einbindung der Europäische Union:


	Harmonisierung von Transparenzregeln

	Koordination bei Plattformregulierung

	gemeinsames Monitoring transnationaler Netzwerke


Effekt: Vermeidung nationaler Alleingänge gegen global organisierte Dynamiken.

Phase 8 – Parlamentarische Entscheidung

Das Parlament beschließt:


	Einführung der Transparenz- und Zugangsregeln (Zweidrittelmehrheit)

	konkrete Schwellenwerte und Eskalationsstufen

	institutionelle Umsetzung


Gesamtergebnis

Der Umgang mit Nationalismus und der Alternative für Deutschland verschiebt sich grundlegend:


	weg von moralischer Abgrenzung

	hin zu struktureller Steuerung von Einfluss, Reichweite und Ressourcen


Der entscheidende Punkt ist dabei: Das System greift nicht Meinungen an, sondern die Bedingungen, unter denen politische Macht entsteht und reproduziert wird.

Damit wird das Problem nicht „gelöst“ im klassischen Sinne – aber seine Dynamik wird kontrollierbar gemacht.

Einführung in eine neue Form politischer Problembearbeitung

Von Johannes Straubing

Es gibt Momente, in denen ein politisches System nicht an einzelnen Entscheidungen scheitert, sondern an seiner eigenen Logik. Die Bundesrepublik befindet sich in einem solchen Moment. Die Debatten sind laut, die Probleme bekannt, die Lösungsvorschläge zahlreich – und doch entsteht kaum der Eindruck, dass sich etwas grundlegend bewegt. Stattdessen verfestigt sich ein Zustand, in dem politische Auseinandersetzungen zunehmend symbolisch geführt werden, während strukturelle Dynamiken unangetastet bleiben.

Das Thema Nationalismus und der Umgang mit einer erstarkenden politischen Kraft wie der AfD ist dafür ein besonders klares Beispiel. Die bisherige Reaktion folgt einem bekannten Muster: moralische Abgrenzung auf der einen Seite, strategische Zuspitzung auf der anderen. Beide Seiten bedienen damit Mechanismen, die sich gegenseitig verstärken. Das Ergebnis ist kein Gleichgewicht, sondern eine Eskalationsspirale, die politische Energie bindet, ohne das zugrunde liegende Problem zu bearbeiten.

Der entscheidende Punkt ist dabei unbequem: Nationalismus ist kein Betriebsunfall der Demokratie. Er ist eine Funktion. Er entsteht dort, wo Komplexität als Kontrollverlust erlebt wird, wo Institutionen Vertrauen verlieren und wo politische Kommunikation nicht mehr als Problemlösung, sondern als Positionskampf wahrgenommen wird. Wer ihn ausschließlich moralisch bewertet, verkennt seine strukturelle Rolle – und bleibt zwangsläufig in der Reaktion gefangen.

Genau hier setzt das vorgeschlagene Verfahren an. Es verlangt einen Perspektivwechsel, der im parlamentarischen Alltag ungewohnt ist: weg von der unmittelbaren Bewertung, hin zur systematischen Entschlüsselung. Nicht die Frage „Ist das richtig oder falsch?“ steht am Anfang, sondern „Warum existiert es – und wodurch hält es sich stabil?“

Diese Verschiebung ist mehr als methodisch. Sie verändert die politische Dynamik selbst.

Denn sobald ein Problem wie Nationalismus nicht mehr als moralischer Gegensatz, sondern als System beschrieben wird, treten andere Faktoren in den Vordergrund: Finanzströme, die Aufmerksamkeit belohnen. Digitale Infrastrukturen, die Polarisierung verstärken. Abhängigkeiten, die politische Loyalität von Identität statt von Leistung abhängig machen. Und schließlich Machtkonzentrationen, die bestimmen, welche Inhalte überhaupt sichtbar werden.

In dieser Perspektive wird auch der Umgang mit der AfD neu gerahmt. Nicht als Frage der Ausgrenzung oder Integration im klassischen Sinne, sondern als Frage der Bedingungen, unter denen politische Wirkung entsteht. Wer hat Zugang zu Reichweite? Unter welchen Voraussetzungen wird politische Legitimität erzeugt? Welche infrastrukturellen Systeme tragen zur Verstärkung bestimmter Dynamiken bei? Das bedeutet nicht, Konflikte zu vermeiden. Im Gegenteil: Es bedeutet, sie präziser zu führen.

Das vorgeschlagene Modell zwingt dazu, Eingriffspunkte klar zu benennen, bevor Maßnahmen beschlossen werden. Es erlaubt keine symbolischen Antworten mehr, weil jedes Instrument messbar, überprüfbar und transparent sein muss. Und es ersetzt die oft situative politische Reaktion durch eine definierte Eskalationslogik, die nicht im Einzelfall verhandelbar ist.

Für das Parlament ergibt sich daraus eine veränderte Rolle. Es ist nicht mehr primär der Ort, an dem Positionen aufeinandertreffen, sondern der Ort, an dem Systeme lesbar gemacht und Eingriffe legitimiert werden. Die eigentliche Auseinandersetzung verlagert sich zeitlich nach vorn – in die Analyse. Die Entscheidung selbst wird dadurch klarer, aber auch verbindlicher.

Das mag zunächst technokratisch wirken. Tatsächlich ist es das Gegenteil. Denn die gegenwärtige Form der politischen Auseinandersetzung hat einen Preis: Sie erzeugt den Eindruck, dass Probleme zwar erkannt, aber nicht gelöst werden können. Genau dieser Eindruck ist der Nährboden für jene Kräfte, die einfache Antworten versprechen.

Wenn das Parlament diesen Eindruck korrigieren will, reicht es nicht, bessere Antworten zu formulieren. Es muss zeigen, dass es überhaupt in der Lage ist, Probleme strukturell zu bearbeiten.

Das hier vorgeschlagene Verfahren ist kein Allheilmittel. Es wird Konflikte nicht auflösen und politische Unterschiede nicht beseitigen. Aber es kann etwas leisten, was derzeit fehlt: eine gemeinsame Grundlage, auf der unterschiedliche Positionen überhaupt produktiv werden können.

Nationalismus verschwindet nicht durch Widerspruch. Und politische Konkurrenz verschwindet nicht durch Ausgrenzung (s. ‚Brandmauer‘). Aber die Bedingungen, unter denen beides wirkt, sind gestaltbar.

Die zentrale Frage für das Parlament lautet daher nicht mehr: Wie begegnen wir einer bestimmten Partei? Sondern: Wie gestalten wir das System, in dem politische Wirkung entsteht?

Die Antwort darauf entscheidet nicht nur über den Umgang mit der AfD. Sie entscheidet über die Handlungsfähigkeit der Demokratie selbst.

Beschlussvorlagen für eine 1. Lesung,

die sich direkt auf das Regierungshandeln gegenüber der AfD beziehen:

Beschlussvorlage 1: Verbot rein symbolischer Maßnahmen im Umgang mit der AfD (s. Brandmauer).

Der Bundestag möge beschließen:

1. Maßnahmen der Bundesregierung im Umgang mit der AfD sind unzulässig, sofern sie primär symbolischen Charakter haben und keine nachweisbare strukturelle Wirkung entfalten.

2. Jede Maßnahme ist vor Umsetzung anhand folgender Kriterien zu prüfen:


	Beitrag zur Reduktion politischer Polarisierung

	Einfluss auf die tatsächliche Reichweite der AfD

	Auswirkungen auf die Wahrnehmung politischer Legitimität


3. Maßnahmen ohne messbare Zieldefinition und Evaluationsmechanismus sind auszusetzen.

Beschlussvorlage 2: Verpflichtende Wirkungsanalyse staatlicher Kommunikation über die AfD

Der Bundestag möge beschließen:

1. Öffentliche Kommunikation der Bundesregierung über die AfD unterliegt künftig einer systematischen Wirkungsanalyse.

2. Ziel ist die Vermeidung unbeabsichtigter Verstärkungseffekte (z. B. durch Skandalisierung oder Überpräsenz).

3. Die Bundesregierung legt halbjährlich einen Bericht vor, der darlegt:


	Umfang und Reichweite der Kommunikation über die AfD

	messbare Effekte auf öffentliche Aufmerksamkeit und Diskursdynamik


4. Kommunikationsstrategien sind entsprechend anzupassen.

Beschlussvorlage 3: Reduktion struktureller Verstärkungsmechanismen

Der Bundestag möge beschließen:

1. Die Bundesregierung identifiziert und adressiert systematisch strukturelle Faktoren, die zur Verstärkung der AfD beitragen.

2. Dazu gehören insbesondere:


	algorithmische Verstärkungslogiken digitaler Plattformen,

	mediale Aufmerksamkeitsökonomien,

	institutionelle Anreizstrukturen politischer Kommunikation.


3. Auf Grundlage dieser Analyse sind konkrete regulatorische oder organisatorische Maßnahmen vorzulegen.

Beschlussvorlage 4: Trennung von politischer Konkurrenz und Systemschutz

Der Bundestag möge beschließen:

1. Die Bundesregierung unterscheidet im Umgang mit der AfD strikt zwischen:


	legitimer politischer Konkurrenz und

	Maßnahmen zum Schutz demokratischer Institutionen.


2. Eingriffe, die mit dem Schutz der demokratischen Ordnung begründet werden, müssen:


	klar definierte Gefährdungslagen benennen, o verhältnismäßig und überprüfbar sein.


3. Pauschale oder undifferenzierte Maßnahmen sind unzulässig.

Beschlussvorlage 5: Einführung eines Monitoring-Systems zur Dynamik der AfD

Der Bundestag möge beschließen:

1. Die Bundesregierung richtet ein kontinuierliches Monitoring-System zur Analyse der politischen Dynamik der AfD ein.

2. Dieses umfasst:


	Wählerbewegungen und Motivlagen,

	regionale Unterschiede in der Unterstützung,

	Wechselwirkungen mit politischen Entscheidungen anderer Parteien.


3. Ziel ist es, politische Maßnahmen nicht reaktiv, sondern auf Basis belastbarer Daten zu entwickeln.

Beschlussvorlage 6: Anpassung der „Brandmauer“-Strategie an messbare Kriterien

Der Bundestag möge beschließen:

1. Strategien der politischen Abgrenzung gegenüber der AfD („Brandmauer“) werden einer systematischen Evaluation unterzogen.

2. Dabei ist insbesondere zu prüfen:


	ob sie zur Begrenzung oder zur Verstärkung der AfD beitragen,

	welche Nebenwirkungen auf das Vertrauen in demokratische Institutionen entstehen.


3. Die Bundesregierung entwickelt auf dieser Grundlage alternative oder ergänzende Strategien, die auf strukturelle Wirksamkeit ausgerichtet sind.

Knappe Einbringungsformel

„Der Bundestag stellt fest, dass der bisherige Umgang mit der AfD teilweise unbeabsichtigte Verstärkungseffekte erzeugt hat. Ziel der vorliegenden Beschlüsse ist es daher, staatliches Handeln konsequent an seiner tatsächlichen Wirkung auszurichten.“




Kap.2a

Anwendung des 8-Phasen-Modells auf globale Unternehmen, Marktstruktur, Machtkonzentration und Steuervermeidung

Phase 1 – Systemdefinition

1. Systemfunktion des Problems

Die Konzentration wirtschaftlicher Macht bei global agierenden Unternehmen erfüllt mehrere systemische Funktionen:


	Effizienzmaximierung: Skaleneffekte, globale Lieferketten und Zentralisierung senken Kosten und steigern Wettbewerbsfähigkeit

	Kapitalbündelung: Große Unternehmen fungieren als Knotenpunkte für Investitionen und Innovation

	Regulatorische Arbitrage: Unterschiedliche nationale Regelwerke ermöglichen Steueroptimierung und Standortflexibilität


Strukturelle Nutznießer:


	multinationale Konzerne mit hoher Mobilität von Kapital und immateriellen Gütern


	Finanzmärkte, die von stabilen, hochprofitablen Akteuren profitieren

	Staaten, die im Wettbewerb um Investitionen regulatorische Zugeständnisse machen


2. Stabilisierende vs. destabilisierende Wirkung

Kurzfristig stabilisierend:


	wirtschaftliches Wachstum und Innovationsdynamik

	günstige Preise durch Effizienzgewinne

	hohe Investitionsvolumina


Langfristig destabilisierend:


	Erosion nationaler Steuerbasen

	zunehmende Marktkonzentration und Wettbewerbsverzerrung

	politische Einflussnahme großer Unternehmen

	Abhängigkeit ganzer Volkswirtschaften von wenigen Akteuren


3. Akteursebenen


	Staaten: nationale Steuer- und Wettbewerbspolitik, internationale Koordination

	Unternehmen: multinationale Konzerne, Plattformunternehmen, Finanzintermediäre

	Nichtstaatliche Akteure: Wirtschaftsverbände, NGOs, Beratungsfirmen

	Schattenstrukturen: Offshore-Netzwerke, Briefkastenfirmen, informelle Steuervermeidungsstrukturen


Ergebnis: Marktkonzentration und Steuervermeidung sind keine Ausnahmen, sondern systemische Resultate globaler Wettbewerbs- und Rechtsstrukturen.

Phase 2 – Wirkmechanismen

Was hält das System am Leben?


	Finanzströme:

Gewinnverschiebung über Lizenzgebühren, interne Verrechnungspreise und Niedrigsteuerländer


	Abhängigkeiten:

Staaten konkurrieren um Unternehmensansiedlungen → regulatorischer Unterbietungswettbewerb

	Informationsflüsse:

Intransparente Unternehmensstrukturen, begrenzter Zugang zu Steuerdaten

	Machtkonzentrationen:

Netzwerkeffekte (v. a. bei Plattformunternehmen) führen zu natürlichen Monopolen


Kernmechanismus: Die Kombination aus globaler Mobilität von Kapital und national fragmentierter Regulierung ermöglicht systematische Steuervermeidung und Marktkonzentration.

Phase 3 – Eingriffspunkte

1. Zugang


	Zugang zu Märkten (Markteintritt, Plattformregeln)

	Zugang zu Kapitalmärkten

	Zugang zu steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten


2. Legitimität


	gesellschaftliche Akzeptanz von Steuervermeidung

	politische Einflussnahme durch Lobbystrukturen


3. Infrastruktur


	Finanzsysteme und Zahlungsnetzwerke

	digitale Plattforminfrastrukturen

	internationale Steuer- und Berichtssysteme


Ergebnis: Die effektivsten Eingriffe liegen bei Zugang zu Märkten und Transparenz von Finanzstrukturen.

Phase 4 – Instrumentendesign

Nur Maßnahmen, die messbar, überprüfbar, automatisierbar und transparent sind:

Zentrale Instrumente:

1. Globale Mindestbesteuerung mit automatischer Anpassung


	effektiver Steuersatz wird länderübergreifend berechnet

	Differenzen werden automatisch im Marktland nachbesteuert


2. Verpflichtende länderbezogene Berichterstattung (Public Country-by-Country Reporting)


	Umsätze, Gewinne, Steuern pro Land öffentlich einsehbar


3. Marktzugangsbedingungen


	Zugang zu großen Märkten wird an Steuertransparenz und Mindestbesteuerung gekoppelt


4. Strukturelle Entflechtung bei Marktdominanz


	Trennung von Plattform und Wettbewerbsteilnehmern bei nachweisbarer Marktverzerrung


5. Automatisierte Verrechnungspreisprüfung


	Nutzung standardisierter Modelle zur Identifikation von Gewinnverschiebung


Ausgeschlossen:


	freiwillige Selbstverpflichtungen

	nicht überprüfbare „Best Practices“


Phase 5 – Eskalationslogik

Stufe 1: Beobachtung


	kontinuierliche Analyse von Steuerquoten, Marktanteilen und Kapitalflüssen


Stufe 2: Einschränkung


	eingeschränkter Marktzugang bei fehlender Transparenz

	zusätzliche Besteuerung bei Abweichungen


Stufe 3: Systemausschluss


	Ausschluss von öffentlichen Aufträgen

	Zugangsbeschränkung zu Kapitalmärkten oder digitalen Infrastrukturen


Regel: Automatisierte Anwendung, keine Einzelfallverhandlungen.

Phase 6 – Integrationspfade

Unternehmen erhalten klare Rückkehrmöglichkeiten:


	Offenlegung aller relevanten Finanzstrukturen

	Anpassung an Mindestbesteuerungsregeln

	Nachweis über strukturelle Änderungen (z. B. Entflechtung)


Mit:


	definierten Fristen

	messbaren Fortschritten


Phase 7 – Kontinentale Umsetzung

Koordination über supranationale Strukturen wie die Europäische Union:


	Harmonisierung von Steuerregeln

	gemeinsame Wettbewerbsaufsicht

	koordinierte Durchsetzung von Marktzugangsbedingungen


Zusätzlich: Kooperation mit anderen Wirtschaftsräumen zur Vermeidung von Ausweichbewegungen

Phase 8 – Parlamentarische Entscheidung

Das Parlament beschließt:


	Einführung der Transparenz- und Steuermechanismen (Zweidrittelmehrheit)

	konkrete Schwellenwerte für Marktdominanz und Steuerabweichung

	automatische Eskalationsmechanismen


Gesamtergebnis

Das Problem wird nicht als „Fehlverhalten einzelner Unternehmen“ behandelt, sondern als strukturelles Ergebnis globaler Rahmenbedingungen.

Die Konsequenz:


	Steuervermeidung wird nicht verboten, sondern unattraktiv gemacht

	Marktmacht wird nicht moralisch kritisiert, sondern strukturell begrenzt


	Wettbewerb wird nicht postuliert, sondern messbar erzwungen


Der entscheidende Hebel liegt darin, dass wirtschaftlicher Erfolg weiterhin möglich bleibt – jedoch nur unter Bedingungen, die systemische Stabilität nicht untergraben.

Die stille Architektur der Macht Warum globale Unternehmen politisch schwer zu greifen sind

Von Johannes Straubing

Es gehört zu den auffälligsten Widersprüchen unserer Zeit: Noch nie war die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit globaler Unternehmen so sichtbar – und noch nie war ihre politische Greifbarkeit so begrenzt. Während Staaten an Grenzen gebunden sind, operieren Konzerne längst in Räumen, die sich diesen Grenzen entziehen. Sie produzieren, verlagern, optimieren – und zahlen Steuern dort, wo es für sie am günstigsten ist, nicht dort, wo ihre Wertschöpfung tatsächlich entsteht.

Die öffentliche Debatte folgt dabei meist einem vertrauten Muster. Empörung über „Steuervermeidung“, Forderungen nach „mehr Gerechtigkeit“, gelegentliche politische Initiativen, die schnell an Komplexität verlieren, sobald sie konkret werden. Am Ende stehen Kompromisse, die das Problem benennen, aber selten verändern. Das hat einen Grund, der tiefer liegt als mangelnder politischer Wille.

Das System funktioniert.

Globale Unternehmen agieren nicht außerhalb der Regeln – sie nutzen sie. Unterschiedliche nationale Steuersysteme, regulatorische Lücken, die Mobilität von Kapital und immateriellen Gütern: All das bildet eine Struktur, in der Steuervermeidung kein Ausreißer ist, sondern eine rationale Strategie. Wer in diesem System nicht optimiert, gerät ins Hintertreffen. Wettbewerb zwingt zur Anpassung, nicht zur Moral.

Genau hier liegt die Schwierigkeit für die Politik. Solange das Problem als Fehlverhalten einzelner Akteure verstanden wird, bleibt die Antwort zwangsläufig unzureichend. Man kann appellieren, regulieren, sanktionieren – doch solange die zugrunde liegende Struktur unverändert bleibt, reproduziert sich das Verhalten immer wieder neu.

Hinzu kommt eine zweite Ebene, die oft unterschätzt wird: Marktkonzentration ist kein Unfall, sondern ein Ergebnis ökonomischer Logik. Skaleneffekte, Netzwerkeffekte, Datenaggregation – sie alle begünstigen Größe. In digitalen Märkten gilt oft: Wer einmal vorne ist, bleibt vorne. Die Folge ist eine Konzentration von Macht, die weit über einzelne Branchen hinausreicht. Diese Unternehmen kontrollieren nicht nur Märkte, sondern auch Infrastrukturen, über die Märkte überhaupt erst funktionieren.

Damit verschiebt sich das Kräfteverhältnis. Staaten stehen nicht mehr nur als Regulierer gegenüber Unternehmen, sondern zunehmend als Wettbewerber um Investitionen, Arbeitsplätze und Innovation. Diese Abhängigkeit verändert politische Entscheidungen – oft subtil, selten offen. Regulierung wird vorsichtiger, Kompromisse werden wahrscheinlicher, grundlegende Eingriffe werden zur Ausnahme.

Vor diesem Hintergrund erklärt sich auch, warum viele Reformversuche ins Leere laufen. Sie setzen am Symptom an, nicht an der Struktur. Sie versuchen, Verhalten zu korrigieren, ohne die Bedingungen zu verändern, unter denen dieses Verhalten entsteht.

Das hier vorgeschlagene Verfahren geht einen anderen Weg. Es beginnt nicht mit der Forderung nach Gerechtigkeit, sondern mit einer nüchternen Analyse: Warum ist das System so stabil? Welche Mechanismen sorgen dafür, dass sich Steuervermeidung und Marktkonzentration immer wieder neu herstellen?

Die Antworten sind ernüchternd, aber klar. Finanzströme lassen sich global verschieben, während Regulierung national bleibt. Informationen über diese Ströme sind oft unvollständig oder nicht öffentlich. Märkte tendieren zur Konzentration, weil Größe Effizienz erzeugt. Und politische Systeme sind in vielerlei Hinsicht langsamer als die wirtschaftlichen Prozesse, die sie steuern sollen.

Wer hier ansetzen will, muss die Perspektive ändern. Nicht das Unternehmen steht im Mittelpunkt, sondern der Zugang: Zugang zu Märkten, zu Kapital, zu Infrastruktur. Ebenso entscheidend ist die Frage der Legitimität: Unter welchen Bedingungen wird wirtschaftlicher Erfolg gesellschaftlich akzeptiert? Und schließlich die Infrastruktur selbst: die Systeme, über die Geld fließt, Daten verarbeitet werden und Märkte organisiert sind.

Das bedeutet konkret: Ein Unternehmen kann weiterhin global erfolgreich sein. Aber dieser Erfolg ist an Bedingungen geknüpft, die nicht verhandelbar sind. Transparenz über Finanzstrukturen. Mindeststandards bei der Besteuerung. Klare Regeln für den Zugang zu Märkten. Und – wo nötig – strukturelle Eingriffe, wenn Marktmacht den Wettbewerb faktisch ausschaltet.

Der entscheidende Unterschied zur bisherigen Politik liegt dabei nicht nur im Inhalt, sondern in der Logik der Umsetzung. Maßnahmen werden nicht mehr situativ beschlossen, sondern folgen einer festgelegten Struktur. Beobachtung, Einschränkung, Ausschluss – drei Stufen, die klar definiert sind und automatisch greifen, wenn bestimmte Kriterien erfüllt sind. Kein politisches Feilschen im Einzelfall, keine Verzögerung durch taktische Interessen.

Das mag hart klingen. Tatsächlich ist es vor allem eines: berechenbar.

Und genau diese Berechenbarkeit fehlt bisher. Für Unternehmen ebenso wie für Staaten. Sie ist jedoch die Voraussetzung dafür, dass sich Verhalten überhaupt verändert. Nicht durch Appelle, sondern durch klare Rahmenbedingungen.

Dabei bleibt ein Punkt zentral: Dieses System zielt nicht darauf ab, wirtschaftliche Dynamik zu bremsen. Im Gegenteil. Es schafft die Grundlage dafür, dass Wettbewerb tatsächlich stattfinden kann – nicht als Ideal, sondern als überprüfbare Realität.

Die politische Herausforderung besteht darin, diesen Perspektivwechsel zu vollziehen. Weg von der moralischen Empörung, hin zur strukturellen Gestaltung. Das ist weniger eingängig, weniger konfliktträchtig – aber letztlich wirksamer.

Denn die eigentliche Frage lautet nicht, ob globale Unternehmen zu mächtig sind. Sondern ob die Systeme, in denen sie agieren, noch in der Lage sind, diese Macht zu strukturieren.

Die Antwort darauf entscheidet nicht nur über Steuerpolitik oder Wettbewerbsrecht.

Sie entscheidet darüber, ob politische Steuerungsfähigkeit unter globalen Bedingungen überhaupt noch möglich ist.

Beschlussvorlagen für eine 1. Lesung,

die sich direkt auf globale Unternehmen, Marktstruktur, Machtkonzentration und Steuervermeidung beziehen:

Beschlussvorlage 1: Gesetz zur Herstellung von Transparenz globaler Finanzstrukturen (GTFG)

Der Bundestag wolle beschließen:

1. Problemstellung

Globale Unternehmensstrukturen ermöglichen die Verschiebung von Gewinnen in Niedrigsteuergebiete. Nationale Steuerbehörden verfügen über unzureichende Informationen zur effektiven Besteuerung.

2. Zielsetzung

Herstellung vollständiger Transparenz über globale Finanzströme und Gewinnverlagerungen als Grundlage wirksamer Besteuerung.

3. Kernmaßnahmen


	Einführung einer verpflichtenden länderbezogenen öffentlichen Berichterstattung (Public Country-by-Country Reporting).

	Offenlegung von:

	Umsätzen, Gewinnen, gezahlten Steuern je Jurisdiktion

	Eigentums- und Beteiligungsstrukturen




	Aufbau eines zentralen europäischen Transparenzregisters

	Automatisierter Datenaustausch zwischen Steuerbehörden


4. Umsetzungsmechanismus


	Stufe 1: Beobachtung (Datenerhebung und Monitoring)

	Stufe 2: Einschränkung (Sanktionen bei unvollständiger Offenlegung)


	Stufe 3: Ausschluss (Marktzugangsbeschränkung bei systematischer Intransparenz)


5. Erwartete Wirkung


	Reduktion aggressiver Steuervermeidung

	Verbesserung der Datengrundlage für Politik und Verwaltung

	Erhöhung der Legitimität wirtschaftlichen Handelns


Beschlussvorlage 2: Gesetz zur Einführung effektiver Mindestbesteuerung (GMBG)

Der Bundestag wolle beschließen:

1. Problemstellung

Der Steuerwettbewerb zwischen Staaten führt zu einem Unterbietungswettlauf, der die Besteuerungsbasis erodiert.

2. Zielsetzung

Sicherstellung einer effektiven Mindestbesteuerung unabhängig vom Unternehmenssitz.

3. Kernmaßnahmen


	Einführung einer effektiven Mindeststeuer auf Unternehmensgewinne

	Nachversteuerung im Inland, wenn Gewinne im Ausland unterhalb des Mindestniveaus besteuert werden

	Einheitliche Berechnungsgrundlage zur Vermeidung von Schlupflöchern


4. Umsetzungsmechanismus


	Automatische Anwendung ohne Einzelfallentscheidung

	Verknüpfung mit Transparenzpflichten (siehe GTFG)

	Sanktionen bei Umgehungsstrategien


5. Erwartete Wirkung


	Eindämmung von Gewinnverlagerung

	Stabilisierung nationaler Steuereinnahmen

	Reduktion von Wettbewerbsverzerrungen


Beschlussvorlage 3: Gesetz zur Sicherung fairen Marktzugangs (GSFM)

Der Bundestag wolle beschließen:

1. Problemstellung

Marktkonzentration und strukturelle Vorteile großer Unternehmen erschweren fairen Wettbewerb.

2. Zielsetzung

Sicherstellung gleichberechtigten Zugangs zu Märkten und Verhinderung missbräuchlicher Marktmacht.

3. Kernmaßnahmen


	Einführung von Zugangsauflagen für marktbeherrschende Unternehmen

	Verpflichtung zur Interoperabilität zentraler Plattformen

	Trennung von Infrastruktur- und Wettbewerbsfunktionen (wo erforderlich)


4. Umsetzungsmechanismus


	Definition klarer Schwellenwerte für Marktmacht

	Automatische Einleitung regulatorischer Maßnahmen bei Überschreiten

	Möglichkeit struktureller Eingriffe (z. B. Entflechtung)


5. Erwartete Wirkung


	Förderung von Wettbewerb und Innovation

	Reduktion systemischer Abhängigkeiten

	Stärkung mittelständischer Akteure


Beschlussvorlage 4: Gesetz zur Konditionalisierung wirtschaftlicher Tätigkeit (GKWG)

Der Bundestag wolle beschließen:

1. Problemstellung

Der Zugang zu Märkten erfolgt bislang weitgehend unabhängig von steuerlicher und struktureller Compliance.

2. Zielsetzung

Verknüpfung wirtschaftlichen Erfolgs mit klar definierten gesellschaftlichen Mindeststandards.

3. Kernmaßnahmen


	Einführung eines konditionalen Marktzugangs

	Voraussetzungen:

	Steuertransparenz

	Einhaltung der Mindestbesteuerung

	Offenlegung relevanter Datenstrukturen




	Verknüpfung mit öffentlicher Auftragsvergabe


4. Umsetzungsmechanismus


	Drei-Stufen-Modell:



1. Beobachtung

2. Einschränkung (z. B. Ausschluss von Fördermitteln)

3. Ausschluss (vom Markt oder bestimmten Segmenten)



5. Erwartete Wirkung


	Verhaltensänderung durch klare Anreizstruktur

	Stärkung der politischen Steuerungsfähigkeit

	Erhöhung der Systemstabilität


Beschlussvorlage 5: Gesetz zur Beschleunigung regulatorischer Verfahren (GBRV)

Der Bundestag wolle beschließen:

1. Problemstellung

Politische Entscheidungsprozesse sind langsamer als wirtschaftliche Anpassungsprozesse.

2. Zielsetzung

Schaffung eines automatisierten, regelbasierten Regulierungsmechanismus.

3. Kernmaßnahmen


	Einführung eines indikatorbasierten Frühwarnsystems

	Festlegung klarer Schwellenwerte für:

	Steuervermeidung

	Marktkonzentration

	Intransparenz




	Automatische Auslösung definierter Maßnahmen bei Überschreiten


4. Umsetzungsmechanismus


	Unabhängige Überwachungsbehörde

	Regelgebundene statt politisch situative Entscheidungen

	Regelmäßige Evaluation der Schwellenwerte


5. Erwartete Wirkung


	Erhöhung der Berechenbarkeit für Unternehmen

	Reduktion politischer Verzögerung

	Effektivere Durchsetzung bestehender Regeln


Gesamtlogik der Vorlagen

Diese Beschlussvorlagen folgen einer gemeinsamen Struktur:


	Transparenz schaffen

	Mindeststandards durchsetzen

	Zugang konditionieren

	Marktmacht begrenzen

	Regulierung automatisieren


Damit wird der Fokus von moralischer Bewertung hin zu struktureller Steuerung verschoben.




Kap. 2b

Politisch-administrativer Eskalationsprozess vom ersten Hinweis auf Sanktionsumgehung bis zur strafrechtlichen Verurteilung. Die Bundesregierung und die EU gehen bei Fällen wie deutschen Bauteilen in russischen Drohnen inzwischen deutlich systematischer vor als noch 2022/23. Gleiches gilt für den Iran und andere sanktionierte Staaten.

1. Aufdeckung und Recherche

Der Prozess beginnt meist nicht bei Behörden, sondern durch:


	ukrainische Untersuchungen abgeschossener Drohnen,

	Recherchen von Medien und NGOs,

	Hinweise von Geheimdiensten,

	Zoll- und Handelsdaten.


Dabei werden Seriennummern, Herstellerkennungen und Lieferketten rekonstruiert. Häufig tauchen Drittstaaten wie Kasachstan, Armenien, Kirgisistan, Türkei oder die VAE als Zwischenstationen auf. Genau das beschreiben auch aktuelle deutsche Behördenberichte zur Sanktionsumgehung im Wirtschaftsministerium.

2. Politische Problemdefinition

Sobald erkennbar wird, dass westliche Technik trotz Sanktionen in russischen Waffen landet, formuliert die Regierung daraus ein sicherheitspolitisches Problem:


	nicht mehr „nur Handelsrecht“,

	sondern Unterstützung eines Angriffskriegs durch Umgehungsgeschäfte.


Politisch wird dann argumentiert: Auch indirekte Lieferketten können Kriegsfähigkeit Russlands stärken.

Damit verschiebt sich die Bewertung: von „wirtschaftlicher Compliance“ hin zu „Gefährdung europäischer Sicherheit“.

3. Ausbau der Sanktionsregeln

Danach folgt typischerweise eine Verschärfung der Regeln auf EU-Ebene. Dazu gehören inzwischen:


	Anti-Umgehungsregeln,

	„No-Russia“-Klauseln,

	erhöhte Sorgfaltspflichten,

	Dokumentationspflichten,

	Risikoanalysen für Exporte in Drittstaaten,

	Meldepflichten bei Verdachtsfällen.


Das BAFA beschreibt ausdrücklich: Unternehmen müssen heute aktiv prüfen, ob Waren über Drittstaaten nach Russland gelangen könnten.

4. Politischer Druck auf Unternehmen

In dieser Phase erfolgt noch keine Strafverfolgung, sondern „Compliance-Druck“:


	Warnschreiben,

	Branchenhinweise,

	Prüfungen durch BAFA und Zoll,

	Gespräche mit Industrieverbänden,

	öffentliche Benennung problematischer Exportmuster.


Die Bundesregierung versucht damit zu zeigen: „Unwissenheit“ schützt Unternehmen künftig weniger.

Das betrifft besonders Dual-Use-Güter: also zivile Produkte mit möglicher militärischer Nutzung (Elektronik, Lager, Maschinen, Chips, Sensoren).

5. Ermittlungen durch Zoll und Staatsanwaltschaft

Wenn Hinweise konkreter werden, beginnt die strafrechtliche Phase.

Zentrale Akteure:


	Zollfahndung,

	Generalzolldirektion,

	Staatsanwaltschaften,

	teilweise Bundeskriminalamt,

	europäische Kooperation mit OLAF und Europol.


Dann werden:


	Zollpapiere ausgewertet,

	Zahlungsströme untersucht,

	Endkunden überprüft,

	Zwischenhändler analysiert,

	Durchsuchungen durchgeführt.


Die Bundesregierung veröffentlicht inzwischen sogar Beispiele realer Ermittlungs- und Gerichtsverfahren gegen Firmen und Händler durch das Bundeswirtschaftsministerium.

6. Juristische Konstruktion des Vorwurfs

Rechtlich wird meist argumentiert: Die Firmen hätten erkennen müssen, dass die Güter tatsächlich für Russland bestimmt waren.

Wichtige juristische Begriffe:


	Umgehungsgeschäft,

	bedingter Vorsatz,

	fahrlässige Exportkontrollverletzung,

	Verstoß gegen das Außenwirtschaftsgesetz,

	Verstoß gegen EU-Sanktionsverordnungen.


Entscheidend ist oft nicht der direkte Export nach Russland, sondern: ob die Umleitung über Kasachstan oder andere Staaten bewusst genutzt wurde.

Wenn etwa:


	ungewöhnliche Liefermengen,

	neue Handelsfirmen,

	militärisch relevante Produkte,

	bekannte Risikorouten


vorliegen, kann daraus ein Vorsatz konstruiert werden.

7. Strafrechtliche Eskalation

In den letzten Jahren wurde die Strafbarkeit deutlich verschärft.

2026 wurden EU-Vorgaben ausdrücklich in deutsches Recht umgesetzt; manche Verstöße gelten nun nicht mehr bloß als Ordnungswidrigkeit, sondern als Straftat.

Mögliche Folgen:


	Freiheitsstrafen,

	hohe Geldstrafen,

	Einziehung von Gewinnen,

	Beschlagnahmung von Waren,

	Verlust von Exportgenehmigungen,

	Ausschluss von öffentlichen Aufträgen.


Gerichte haben bereits mehrjährige Haftstrafen verhängt – etwa wegen Werkzeugmaschinen, Elektronik oder Luxusfahrzeugen für Russland.

8. Politische Signalwirkung und Abschreckung

Die letzte Phase ist strategisch: Die Regierung veröffentlicht Fälle bewusst öffentlich, um:


	Unternehmen abzuschrecken,

	Compliance zu erzwingen,

	internationalen Druck aufzubauen,

	die Glaubwürdigkeit der Sanktionen zu erhalten.


Deshalb erscheinen inzwischen regelmäßig offizielle Berichte zur „strafrechtlichen Praxis der Sanktionen gegen Russland“ durch das Bundeswirtschaftsministerium.

Politisch lautet die Botschaft: Wer wissentlich Sanktionsumgehung ermöglicht, wird nicht mehr nur verwaltungsrechtlich behandelt, sondern als Teil einer sicherheitsrelevanten Lieferkette verfolgt.

Gerade bei Bauteilen in Drohnen oder Raketen verschiebt sich der Diskurs zunehmend von „Exportfehlern“ hin zu möglicher Beihilfe zur russischen Kriegsführung.

Vorab-Bericht zur ersten Lesung im Deutschen Bundestag „Die zweite Route“ - Beobachtungen zur politischen und strafrechtlichen Behandlung von Sanktionsumgehung von Johannes Straubing

Berlin, Mai 2026

Es beginnt selten mit einem Geheimdienstbericht. Nicht mit einem Haftbefehl. Nicht mit einem Minister. Es beginnt oft mit einem Metallfragment. Ein ukrainischer Techniker legt ein verbranntes Drohnenteil auf einen Tisch. Die Elektronik ist deformiert, die Verkabelung verschmort, das Gehäuse aufgerissen. Dennoch bleibt irgendwo eine Kennzeichnung sichtbar: ein Fertigungscode, ein Herstellerkürzel, eine Seriennummer. Ein Stück industrielle Herkunft inmitten eines Krieges.

Später folgt die eigentliche Reise der Erkenntnis: von der Werkbank in der Ukraine über Datenbanken europäischer Hersteller bis zu Handelsregistern in Zentralasien. Von dort weiter zu Frachtpapieren, Zollunterlagen, Zwischenhändlern und schließlich zu russischen Empfängern.

Der Weg führt nicht direkt nach Russland. Genau darin liegt das Problem.

Die Bundesrepublik Deutschland erlebt gegenwärtig eine stille Verschiebung ihres außenwirtschaftlichen Selbstverständnisses. Jahrzehntelang galt Exportkontrolle als technisches Verwaltungsrecht: Formulare, Genehmigungen, Listen, Prüfungen. Nun wird sie sicherheitspolitisch interpretiert.

Der Staat betrachtet Lieferketten inzwischen nicht mehr nur als wirtschaftliche Prozesse, sondern als geopolitische Infrastruktur. Was früher als „Umgehungsgeschäft“ bezeichnet wurde, erhält nun eine neue politische Bedeutung: die mögliche mittelbare Mitwirkung an bewaffneter Aggression.

Dabei ist die juristische Lage komplizierter als die politische Rhetorik. Denn nur selten findet sich der klassische Fall eines deutschen Unternehmens, das offen erklärt, Russland beliefern zu wollen. Die Realität verläuft über Drittstaaten: Kasachstan, Armenien, Kirgisistan, Vereinigte Arabische Emirate, Türkei, Serbien. Oft entstehen dort Handelsfirmen innerhalb weniger Monate. Ihre Geschäftszwecke bleiben allgemein formuliert, ihre Lager klein, ihre Kapitalausstattung begrenzt. Trotzdem bestellen sie plötzlich hochspezialisierte Elektronik, Präzisionslager oder industrielle Steuerungstechnik in Mengen, die den lokalen Marktbedarf sichtbar übersteigen.

Die entscheidende Frage lautet daher nicht mehr: „Wurde direkt


































	die frühzeitige Erkennung von Sanktionsumgehung,

	die Erweiterung unternehmerischer Prüfpflichten,

	die Verschärfung strafrechtlicher Haftung,

	die Verbesserung der Ermittlungsbefugnisse von Zoll und Staatsanwaltschaften,

	die Unterbindung mittelbarer Lieferketten in sanktionierte Staaten.






	Zwischenlager in Drittstaaten,

	verschachtelte Zahlungsstrukturen,

	mehrstufige Reexporte







	die Glaubwürdigkeit europäischer Außenpolitik,

	die Integrität des Außenwirtschaftsrechts,

	die Sicherheitsinteressen der Europäischen Union.








	risikobasierte Endverbleibsprüfungen durchzuführen,

	auffällige Handelsmuster zu dokumentieren,

	Geschäftsbeziehungen mit Hochrisikostaaten besonders zu prüfen,

	interne Compliance-Systeme verpflichtend einzurichten.





	vorsätzliche Sanktionsumgehung regelmäßig als Straftat verfolgt wird,

	bedingter Vorsatz ausdrücklich erfasst wird,


	grob fahrlässige Verstöße strafverschärfend berücksichtigt werden können.





	Auswertung internationaler Handelsdaten,

	Sicherstellung digitaler Geschäftsunterlagen,

	Vermögensabschöpfung,

	Zusammenarbeit mit europäischen Ermittlungsbehörden.





	Gewinnabschöpfungen,

	Ausschluss von öffentlichen Aufträgen,

	Entzug von Exportprivilegien,

	Einziehung wirtschaftlicher Vorteile,

	Veröffentlichung rechtskräftiger Entscheidungen.







	auffällige Drittstaatenlieferungen,

	dokumentierte Reexporte,

	bewusste Verschleierungsstrukturen,

	wirtschaftlich nicht plausible Handelsbeziehungen






	eine deutliche Verringerung von Sanktionsumgehungen,


	eine erhöhte Eigenverantwortung exportierender Unternehmen,

	eine verbesserte internationale Zusammenarbeit,

	eine nachhaltige Abschreckungswirkung gegenüber Umgehungsnetzwerken.





	den Ausschuss für Wirtschaft und Energie,

	den Rechtsausschuss,

	den Auswärtigen Ausschuss,

	den Finanzausschuss,

	den Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union.








Die automatisierte Analyse des Werkes, um daraus Informationen insbesondere über Muster, Trends und Korrelationen gemäß § 44b UrhG („Text und Data Mining“) zu gewinnen, ist untersagt.
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Herbst der Reformen ... verpasst;
Sommer der Reformen ... vergeht.
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